1.


[image: image1]
nachrichtlich:
Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern


Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern
Rundschreiben   V/2006

Auslegung des § 98 Abs. 5 SGB XII
Dieses Rundschreiben unterstützt die Auslegung des § 98 Abs. 5 SGB XII anhand von Stichworten in alphabetischer Reihenfolge und gibt grundsätzlich die Rechtsauffassung des KSV M-V wieder.
§ 98 Abs. 5 SGB XII

„Für die Leistungen an Personen, die Leistungen in Formen ambulanter betreuter Wohnmöglichkeiten erhalten, bleibt der Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, der vor Eintritt in diese Wohnformen zuletzt örtlich zuständig war. Vor Inkrafttreten dieses Buches begründete Zuständigkeiten bleiben hiervon unberührt.“

- Allgemein:

Sinn und Zweck der Norm ist der fortgesetzte Schutz der „Einrichtungsorte“ in Form der Leistungsorte ambulant betreuter Wohnformen: 

„Der neue Absatz 5 stellt die Zuständigkeit desjenigen Trägers der Sozialhilfe sicher, der vor Eintritt der Person in Formen betreuter ambulanter Wohnmöglichkeiten zuletzt zuständig war. Der Begriff „betreute Wohnmöglichkeiten“ orientiert sich an dem des § 55 Abs. 2 Nr. 6 des Neunten Buches.“ (Begründung des Referentenentwurfs)

- ambulant betreute Wohnmöglichkeiten:
Eine wirkliche Definition enthält das Gesetz nicht. Der Verweis auf § 55 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX in der Begründung ist wenig hilfreich, da auch dort keine Definition enthalten ist. Diese Norm ist aber zur Betonung und Erweiterung von ambulanten Wohnformen geschaffen worden. Der Begriff der betreuten Wohnmöglichkeiten greift die tatsächliche Entwicklung von Wohnformen auf. Auch diese Norm enthält keinerlei Einschränkung der Wohnmöglichkeiten. Das Wohnen in der eigenen Häuslichkeit bei gleichzeitiger ambulanter Betreuung lässt sich hierunter ebenfalls fassen. Die Nennung der Verselbständigung zum selbstbestimmten Leben macht deutlich, dass die höchste Stufe der Verselbständigung, eben immer noch die eigene Häuslichkeit ohne trägerorganisiertes betreuerisches Umfeld ist. Die eigene Häuslichkeit in diesem Sinne ist frei von einem notwendigerweise unterstützenden räumlichen auf Betreuungsunterstützung gerichteten Umfeldes. Sie unterscheidet sich nicht mehr von dem Wohnen eines Menschen ohne Behinderung bzw. Betreuung.

Der Besuch teilstationärer Angebote macht die Wohnform noch nicht zu eine ambulant betreuten. Die Betreuung muss im Bereich Wohnen erfolgen, da diese Angebote ausgebaut werden sollen.

§ 98 Abs. 5 SGB XII unterscheidet nach dem Wortlaut und der allgemeinen systematischen Stellung nicht nach dem Grund der Leistung, sie können wegen Behinderung, Alter oder besondere sozialer Schwierigkeiten erforderlich sein.

Ambulante Leistungen sind nach § 13 Abs. 1 S. 1 SGB XII solche, die zur Deckung des Bedarfs außerhalb von Einrichtungen erbracht werden. Hinsichtlich des Wohnens ist demnach eine Abgrenzung zur stationären Einrichtung vorzunehmen. Hinzukommen muss das Merkmal der ambulanten Betreuung. Somit sind alle Wohnformen und -möglichkeiten mit Betreuungsleistungen gemeint, die nicht stationär sind. (Hier wird ergänzend auf die Broschüre der BAGüS „Wohnformen“ hingewiesen.) Die Abgrenzung zwischen ambulantem und stationärem Wohnen ist anhand der der Wirklichkeit entsprechenden Leistungsdefinition durch die Landesrahmenverträge nach § 79 SGB XII sowie den Leistungsvereinbarungen nach § 75 Abs. 3 SGB XII vorzunehmen.
Ein Umfang der Betreuung, um sie zum ambulant betreuten Wohnen zu machen, ist dem Gesetz nicht zu entnehmen. 
- Auslegung:

Aus Sinn und Zweck der Norm sowie dem uneingeschränkten Wortlaut folgt eine weite Auslegung. Es handelt sich um eine eigene Form, die aber technisch nur bedingt eine Ausnahme zu § 98 Abs. 2 SGB XII darstellt und somit auch nicht als Ausnahme eng auszulegen wäre. Vielmehr wird die örtliche Zuständigkeit des zuletzt zuständigen Trägers perpetuiert. Bereits der Anwendungsbereich ist nämlich insoweit weitet, als es nach dem uneingeschränkten Wortlaut nicht zwingend auf die Herkunft aus einer stationären Einrichtung ankommt. Es kann zuvor auch das Aufenthaltsprinzip einschlägig gewesen sein, so bei einem alleinigen Besuch einer Tagesstruktur. Sogar eine fiktive Zuständigkeit reicht aus. Die Norm greift also sowohl für den Wechsel aus der Häuslichkeit (ohne Betreuung im Bereich Wohnen), als auch für den Wechsel aus einer Einrichtung. Dies ist nach Sinn und Zweck, dem Aus- und Aufbaus ambulanter Strukturen auch gerechtfertigt, denn es soll bereits eine Alternative zur Heimaufnahme angeboten werden können.
- Beispiele: siehe unten

- Eintritt:
Der Eintritt muss erfolgen aus einer Wohnmöglichkeit die nicht dem § 98 Abs. 5 SGB XII entspricht. Er kann sowohl aus der Häuslichkeit (ohne Betreuung) als auch aus einer Einrichtung erfolgen.

Erhielt die Person bislang keine Hilfen, ist auf die fiktive Zuständigkeit abzustellen, sofern es sich nicht um einen Neufall handelt, der Bedarf also in der bisherigen Wohnung entsteht.

Erhielt der Leistungsberechtigte stationäre Leistungen bleibt der bisherige Sozialhilfeträger grundsätzlich zuständig.

Erhielt der Leistungsberechtigte schon in der vorherigen Wohnmöglichkeit ambulante Betreuung, so liegt im Umzug kein Eintritt in diese Wohnform vor. Es gilt der tatsächliche Aufenthalt nach § 98 Abs. 1 SGB XII. Es ist darauf zu achten, dass eventuell der Eintritt in diese Wohnform mit dem davor stattgefundenen Wechsel erfolgt ist, sofern er nach dem 01.01.2005 geschah. Da § 98 Abs. 5 SGB XII eine gedankliche Fortführung des Abs. 2 bedeutet, ist  jedenfalls auf den letzten örtlichen Träger vor „Aufnahme“ in diese Wohnform abzustellen. Dann bleibt beim weiteren Wechsel der Häuslichkeit unter Beibehaltung des Betreuungsstatus, wie nach Abs. 2 Satz 2 entsprechend eines Übertritts, die bisherige Zuständigkeit bestehen. Anknüpfungspunkt ist nur der Eintritt in diese Wohnform. Ansonsten würde auch der Wegzug bei fortgesetzter Betreuung als Grundlage für einen neuen tatsächlichen bzw. gewöhnlichen Aufenthalt die Orte der ambulant betreuten Wohnmöglichkeiten belasten.

- fiktive oder hypothetische Zuständigkeit:
Sofern zuvor nicht der Sozialhilfeträger zuständig war, weil entweder gar keine Leistungen erbracht wurden oder ein anderer Sozialleistungsträger Leistungen erbracht hat, ist an die fiktive Zuständigkeit anzuknüpfen. Es ist dann zu prüfen, wer aufgrund des gewöhnlichen Aufenthalts zuständig war.
(So auch SG Speyer vom 02.02.2005, S 16 ER 10/05 SO; SG Berlin vom 11.08.2005, S 38 SO 4223/05 jeweils mit weiteren Nachweisen)

- Leistungen:
Es sind hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit alle erforderlichen Leistungen erfasst. Der Wortlaut schließt keine Leistungen aus; inhaltlich wird hier an die Person angeknüpft, die Leistungen erhält. Der bisherige Träger ist örtlich für alle Hilfen zuständig, auch für solche, die neu zu der ambulanten Betreuung im Bereich Wohnen hinzukommen. 

- sachliche Zuständigkeit:

Die sachliche Zuständigkeit bleibt nach dem klaren Wortlaut und des Systematik unberührt. Anknüpfungspunkt des SGB XII hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit ist die bisherige Zuständigkeit, die sich aus dem früheren gewöhnlichen Aufenthalt ergibt. In Mecklenburg-Vorpommern sind die örtlichen Träger der Sozialhilfe umfassend zuständig.

Fallen nach Landesrecht, entgegen der Zielsetzung des § 97 Abs. 2 Satz 2, die sachlichen Zuständigkeiten für Leistungen an die Person auseinander, ist dies nicht durch § 98 Abs. 5 SGB XII verursacht, denn der gewöhnliche Aufenthalt bündelt hiernach die Zuständigkeit und der Fall ist so zu beurteilen, als würde man sich die auswärtige Unterbringung hinwegdenken. Eigentlich entsteht keine neue sachliche Zuständigkeit z.B. für einen örtlichen Träger der Sozialhilfe am Ort der Wohnmöglichkeit, weil für ihn die örtliche Zuständigkeit nicht gegeben ist, wenn § 98 Abs. 5 SGB XII greift. Andersherum kann es sein, dass für den bisherigen Träger nach Landesrecht die sachliche Zuständigkeit fehlt, z.B. der überörtliche Träger nicht für die ambulanten Leistungen zuständig ist. Dieses Problem kann im Grunde nur durch eine Bestimmung im Landesrecht nach § 97 SGB XII gelöst werden. Der Bundesgesetzgeber hat hier mit § 97 Abs. 3 SGB XII eine Regelung getroffen, die aber erst zum 01.01.2007 in Kraft tritt und zudem durch Landesrecht ersetzt werden kann.
Es wird vertreten (Dr. Baur, LWL Münster), hier § 98 Abs. 1 SGB XII anzuwenden und einen auf zwei Jahre befristeten Erstattungsanspruch nach § 106 Abs. 3 SGB XII zu bejahen. Diese Lösung erscheint im Ergebnis sachgerecht.

- Unterbrechung:
Entfallen die Voraussetzungen für die Leistungsgewährung oder verzichtet der Leistungsberechtigte wirksam auf die Leistungen und handelt es sich nicht um eine Erprobung im Sinne einer Leistungsabsprache nach § 12 SGB XII, erfolgt eine Unterbrechung und die Zuständigkeit endet. 
- Vor Inkrafttreten:
Erfolgte der Eintritt in die ambulante betreute Wohnform vor dem 01.01.2005, greift § 98 Abs. 5 SGB XII nach seinem nachträglich zur Klarstellung eingefügten Satz 2 nicht. Hierdurch sollte ein Austausch von Bestandsfällen vermieden werden.
Beispiele:

1. Ein Heimbewohner, der zuvor stationär untergebracht war und eine interne Tagesstruktur in seiner Wohneinrichtung besucht hat, wechselt in eine eigene Häuslichkeit und bedarf nun neben der ambulanten Betreuung in der Häuslichkeit einer Tagesstruktur. 
Für den Besuch der WfbM, der Tagesstätte oder einer sonstigen Tagesstruktur ist auch der bisherige Sozialhilfeträger zuständig. § 98 Abs. 5 begründet eine Gesamtzuständigkeit für alle Leistungen an die Person. Es kommt nicht auf eine Fortsetzung der bisherigen Leistungen an, sondern auf eine Fortsetzung der Bedarfsdeckung im Rahmen der ambulant betreuten Wohnform. Die neuen Leistungen können bzw. werden sich unter Umständen anders darstellen.
2. Eine bislang nicht betreute und in A bei den Eltern wohnende Person muss im Nachbarkreis B einen Klinikaufenthalt absolvieren. Es ist zunächst vorgesehen, dass sie anschließend in einer Wohnung am Klinikort B ambulant betreut wird. Nach dem Klinikaufenthalt zieht sie in die Wohnung, nimmt aber zunächst keine Leistung in Anspruch. Erst später kommt sie erkennbar nicht mehr ohne Betreuungsleistungen aus.

Die Zuständigkeit bestimmt sich nach § 98 Abs. 1 SGB XII aufgrund des tatsächlichen Aufenthalts, B ist örtlich zuständig. Zunächst bleibt kein Träger zuständig im Sinne des Abs. 5, da Leistungen rechtmäßig nicht erbracht wurden. Es handelt sich um einen Neufall. Über eine fiktive Zuständigkeit kann nicht an A angeknüpft werden, da der „Eintritt“ in die ambulant betreute Wohnform erst mit dem Merkmal der Betreuung in B eingesetzt hat. 
gez.
Rabe

2. Sk PA per e-Mail (Sozialamtsleiter)

3. Aufnahme in öffentlichen Ordner, Veröffentlichung auf der Internetseite 

4.  KSV gesamt zK



Bearb.: Herr Rabe


Tel.: 	0385/ 3031 – 381


Fax: 	0385/ 3031 – 383


e-Mail:	Rabe@ksv-mv.de


(wir nehmen nicht am elektronischen Signaturverfahren teil)


AZ: 	KSV


Schwerin, 22.06.2006
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